
 
Dringlicher Antrag  

Fraktion der AfD  
Hessens Regierung muss bei Sicherheitspolitik nachlegen 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1.  Der Hessische Landtag unterstreicht, dass Sicherheit eines der 

zentralen Grundbedürfnisse der Menschen ist. Ob sich Men-
schen sicher fühlen, ist in hohem Maße vom Vertrauen der 
Menschen in den Staat und seine Institutionen abhängig. Hier 
insbesondere von den für die Gefahrenabwehr und Strafverfol-
gung zuständigen Sicherheitsbehörden.   

2. Der Landtag nimmt zur Kenntnis, dass die Kriminalstatistik im 
Jahr 2021 mit insgesamt 336.030 Fällen 6.393 Straftaten we-
niger ausweist als im Vorjahr. Die Kriminalitätsbelastung ist 
damit gegenüber dem Vorjahr um 106 Straftaten auf 5.340 
Straftaten pro 100.000 Einwohner gesunken. Die Aufklärungs-
quote hat mit 65,6 Prozent einen neuen Höchststand erreicht. 
Rein statistisch stellen diese Zahlen einen Rückgang des Kri-
minalitätsaufkommens und eine verbesserte Polizeiarbeit dar.   

3.  Dem Landtag ist bewusst, dass die Kriminalitätsstatistik eine 
Hellfeldstatistik ist und entsprechend keine Aussage über das 
tatsächliche Kriminalitätsaufkommen macht. Entsprechend 
auch keine belastbaren Aussagen zur tatsächlichen Sicherheits-
lage im Land möglich sind. Auch Annahmen zur Wahrschein-
lichkeit Opfer einer Straftat zu werden, lassen sich seriös aus 
den Zahlen der Statistik nicht ableiten.  

4.  Der Landtag fordert deshalb die Landesregierung auf, eine 
Dunkelfeldstudie zur Feststellung der tatsächlich bestehenden 
Kriminalitätslage in Hessen in Auftrag zu geben, um eine mög-
lichst realistische Einschätzung der Sicherheitslage, sowie des 
Gefahrenpotenzials Opfer von Kriminalität zu werden, vorneh-
men zu können. In diesem Kontext soll auch der mögliche Ein-
fluss von Corona und der Corona-Maßnahmen auf die Krimi-
nalstatistik thematisiert werden.  

5.  Der Landtag würdigt die bisherigen Investitionen bei der Poli-
zei zur Stärkung der Sicherheit in Hessen. 

6. Der Landtag stellt fest, dass weitere Investitionen bei der Poli-
zei - insbesondere im Bereich des Personal - notwendig sind, 
um die Leistungsfähigkeit und damit die Sicherheit in Hessen 
nicht nur zu gewährleisten, sondern auch zu verbessern. Dazu 
benötigt die Polizei geeignete Bewerber. Diese werden nur ge-
wonnen, wenn die Rahmenbedingungen entsprechend attraktiv 
sind. Stellenanhebungen, vor allem in den unteren Besoldungs-
gruppen, ruhegehaltsfähige Polizeizulagen und freie Heilfür-
sorge für Einsatz- und Schichtdienstbeamte stellen solche Rah-
menbedingungen dar. 

7.  Der Landtag nimmt besorgt zur Kenntnis, dass die Zahl von 
Betrugs- und Bedrohungsdelikten in der Anonymität des Inter-
nets zunimmt. Besonders die Bedrohungsdelikte sind geeignet 
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das Sicherheitsgefühl und damit das Vertrauen in die staatli-
chen Institutionen zu beeinträchtigen. Der Landtag stellt sich 
deshalb allen Einschüchterungsversuchen gegen Personen ent-
schieden entgegen, die aufgrund ihres Rechts auf freie Mei-
nungsäußerung, ihren Ansichten oder ihrer Tätigkeit diskredi-
tiert oder mit körperlichen Angriffen bedroht werden. Dies gilt 
aufgrund der exponierten Stellung insbesondere für Amts- und 
Mandatsträger, wie auch für Personen des öffentlichen Lebens. 
Der Kampf gegen jede Form des Extremismus hat hierbei einen 
hohen Stellenwert.    

8. Der Landtag ist gleichfalls besorgt darüber, dass vermehrt Po-
lizisten, aber auch Feuerwehr- und Rettungskräfte beleidigt,
bedroht, angegriffen und Opfer von Gewalttaten werden. Er
spricht sich in diesem Zusammenhang für eine konsequente Be-
strafung der Täter und eine angemessene Unterstützung der
Opfer aus. Allen Betroffenen, die im Dienst verletzt wurden,
sowie ihren Angehörigen, versichert der Landtag sein Mitge-
fühl und verurteilt diese Angriffe mit aller Entschiedenheit.

9. Über den Mord an den zwei Polizisten aus Rheinland-Pfalz ist
der Landtag zutiefst erschüttert. Im Bewusstsein darüber, das
Gefahren und Risiken in diesem Beruf nie gänzlich eliminiert
werden können, stellt er eine bleibende Mahnung für alle Ver-
antwortlichen in Polizei und Politik dar, diese Gefahren und
Risiken – durch das menschlich Machbare - so klein wie mög-
lich zu halten.

10. Der Landtag weiß um die Zusatzbelastungen die sich Corona
bedingt aus der Unterstützung der Gesundheits- und Ordnungs-
ämter ergeben. Insbesondere die sogenannten Montagsspazier-
gänge seien hier genannt. Er bittet alle eingesetzten Kräfte, ins-
besondere bei den Montagsspaziergängen, besonnen zu han-
deln und zwischen friedlich Protestierenden und Störern zu dif-
ferenzieren.

11. Der Landtag ist dankbar für die geleistete Arbeit und den en-
gagierten Einsatz aller Polizeibeamten in Hessen. Er bedankt
sich besonders bei allen Polizeibediensteten, die täglich derzeit
unter anspruchsvollen und schwierigen Corona-Bedingungen
ihren Dienst verrichten und auch immer wieder, nicht nur bei
gefährlichen Einsätzen, an ihre Belastungsgrenzen gehen müs-
sen.

Begründung: 

erfolgt mündlich 

Wiesbaden, den 21.02.2022 

Für die Fraktion der AfD 
Der Parlamentarische Geschäftsführer 
Dr. Frank Grobe 
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